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chefs befragt
DATENJOURNALISMUS Führungskräfte regionaler Unternehmen 
werden um ihre Meinung zum Thema Mindestlohn gebeten. 
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Idee „Was ist gerecht?“ – dieser Frage geht 
ein Schwerpunkt der Frankfurter Rundschau nach. 
Dazu erscheinen Beiträge in mehreren Ressorts – 
vom Lokalen bis zum Feuilleton. Auch im Ressort 
Wirtschaft widmet man sich dem Thema. Martin 
Brust, freier Mitarbeiter der Zeitung, und Ressort-

leiter Daniel Baumann 
setzen sich dabei mit der 
Lage von regionalen Un-
ternehmen auseinander. 

„Uns interessiert dabei 
vor allem auch das The-
ma Löhne“, sagt Brust. 
umfrage Im Rah-
men des Schwerpunkts 
geben Führungskräfte 
aus der Region Auskunft 
über Gerechtigkeitsun-
terschiede in den Unter-
nehmen. Befragt werden 
sie im Rahmen des soge-

nannten „Rhein-Main-Kompasses“. Dabei handelt 
es sich um eine repräsentative Trendumfrage, die 
im Auftrag der Frankfurter Rundschau, des Fern-
sehsenders Rhein-Main-TV und der Landesbank 
Hessen-Thüringen von einem Marktforschungs-
institut durchgeführt wird. „Die Umfrage gibt es 
schon seit Längerem“, erklärt Brust. Die Ergebnis-
se würden einmal im Monat in der Zeitung und in 
einer Fernsehsendung des Senders veröffentlicht. 

„Befragt werden Manager und Firmeninhaber der 
Region zu aktuellen Themen“, sagt Brust. 
umsetzung „Die Redaktion hat die Möglich-
keit, eigene Fragen einfl ießen zu lassen“, erzählt er 
weiter. Brust hat vorgeschlagen, regionale Manager 
zu befragen, was die Einführung des Mindestlohns 
für ihr Unternehmen bedeutet. Insgesamt wurden 
über 400 Führungskräfte um Auskunft gebeten. 
Brust erhielt von den Marktforschern eine Zusam-
menfassung der Ergebnisse, die Tabellen und eine 
kommentierte Auswertung enthielt. Seine Aufgabe 
bestand darin, die Ergebnisse zu fi ltern und daraus 
einen Artikel für das Wirtschaftsressort zu schrei-
ben. Die Grafi kabteilung der Zeitung visualisierte 
Teile der Umfrage in einem Kreisdiagramm. 

drehscheibeTIPP
Der Lohn-Chat: Unternehmer der Region stellen 
sich online den Fragen der Leser zum Thema Lohn-
entwicklung, Mindestlohn und Lohngerechtigkeit. 

Martin Brust ist 

freier Mitarbeiter 

der Frankfurter 

Rundschau.
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Die Zweifel des Mittelstands
RHEIN-MAIN-KOMPASS Die Kleineren fühlen sich benachteiligt

Von Martin Brust

Beim Stichwort „Gerechtigkeit
in der Wirtschaft“ fallen

wohl den meisten Menschen als
Erstes Fragen der Entlohnung ein
oder auch der Arbeitsbedingun-
gen. Solche Themen sind auch
häufig präsent, sei es durch die
regelmäßig wiederkehrenden Ta-
rifverhandlungen, sei es durch
Berichte über skandalöse Arbeits-
bedingungen bei Paketdiensten
in Deutschland oder Näherinnen
in Bangladesch. Auch in der ak-
tuellen Gerechtigkeitsserie der
Frankfurter Rundschau dreht es
sich oft um Fragen der Gerechtig-
keit zwischen Arm und Reich
oder zwischen Menschen und
„der Wirtschaft“.

Aber natürlich hat das Thema
mehr Facetten und deshalb hat
der aktuelle Rhein-Main-Kom-
pass auf Anregung der Frankfur-
ter Rundschau seinen Fokus auch
auf die Gerechtigkeit zwischen
kleinen und mittleren Unterneh-
men (KMU) sowie Großunter-
nehmen gelegt. Und er hat Top-
manager aus der Region danach
gefragt, was Umverteilungsmaß-
nahmen wie Mindestlohn oder
Rentenpaket für die Unterneh-
men bedeuten.

Eine satte Mehrheit der Befrag-
ten (78 Prozent) glaubt, dass
KMU gegenüber Großunterneh-
men benachteiligt sind. Weil un-
ter den befragten Führungskräf-
ten jene aus KMU in der Mehrheit
sind, mag diese Aussage alleine
noch nicht sehr überraschend
sein. Betrachtet man alleine die
Antworten von Managern aus
Großunternehmen (mehr als 500
Mitarbeiter), so zeigt sich aber:
Auch hier geht fast die Hälfte (49
Prozent) davon aus, dass KMU
benachteiligt werden. Fast eben-
so viele (46 Prozent) verneinen
dies aber.

Von allen jenen, die eine Be-
nachteiligung bejahen, werden
Interessenvertretung in der Poli-
tik, Finanzierung sowie Energie-
und Rohstoffkosten als die drei
wichtigsten Bereiche benannt, in

denen es KMU schwerer haben.
Eine Benachteiligung erscheint
umso ungerechter, weil die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit
von KMU im Vergleich zu Groß-
unternehmen ganz klar als höher
beurteilt wird: 32 Prozent halten
sie für sehr hoch, 62 Prozent für
eher hoch.

Großunternehmen wird nur
von 26 Prozent eine sehr hohe
Leistungsfähigkeit zugebilligt, 67
Prozent schätzen diese als eher
hoch ein. Interessant: Führungs-
kräfte aus Großunternehmen be-
urteilen KMU besser als diese
sich selbst: Alle Manager aus gro-
ßen Firmen stuften die Leistungs-
fähigkeit der kleinen und mittle-
ren als sehr hoch ein, aber nur 90
Prozent der KMU-Manager ka-
men zu diesem Ergebnis.

Mindestlohn oder Rentenpaket
halten zwei Drittel aller Manager
für eine sehr oder eher große Be-
lastung der KMU, während nur
31 Prozent das für Großunter-
nehmen annehmen. Der genaue
Gegensatz zeigt sich bei der Fra-
ge nach dem Einfluss auf das ei-
gene Unternehmen: 64 Prozent
sagen, Mindestlohn und Renten-
paket haben keinerlei Auswir-
kungen auf ihren Gewinn. Von
den kleinen Unternehmen (20
bis 49 Mitarbeiter) erwartet so-
gar nur ein Viertel Folgen, bei
den Managern mittlerer Unter-
nehmen bereits 38 Prozent und
fast die Hälfte der befragten Füh-
rungskräfte aus Großbetrieben
befürchtet Auswirkungen.

Hier klaffen allgemeine wirt-
schaftspolitische Anschauungen
und konkrete betriebswirtschaft-
liche Erwartungen auseinander.
Und das scheint auch der Fall zu
sein bei der Frage nach der Ver-
kraftbarkeit von Lohnerhöhun-
gen, die kräftiger ausfallen als in
der Vergangenheit, so wie es
auch jüngst die EU-Kommission
gefordert hatte. Nur elf Prozent
der Manager sagen, das sei
grundsätzlich nicht verkraftbar.
Großunternehmen hätten damit
kein Problem, glauben drei Vier-
tel, KMU hingegen schon.

Belastung
Wie stark werden Umverteilungsmaß-
nahmen (Mindestlohn, Rentenpaket) die 
Unternehmen belasten?

Quelle: eOpinio Rhein-Main KOMPASS - September 2014
(rundungsbedingte Abweichungen von 100)
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Standort
Welche Folgen hätte die 
Wiederbelebung der Vermögenssteuer 
für den Standort?

Quelle: eOpinio Rhein-Main KOMPASS - September 2014
(rundungsbedingte Abweichungen von 100)
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Manager aus Konzernen
beurteilen den Mittelstand
besser als er sich selbst

64 Prozent der Befragten
sagen, der Mindestlohn
schade ihnen nicht

„So kann kein Wohlstand entstehen“
Telekom-Chef über das Leistungsprinzip und ungerechte Auswahl von Bewerbern

Seine Beförderung vom Finanz-
vorstand zum Konzernchef ist

noch nicht lange her. Seit Januar
leitet Timotheus Höttges eines der
größten deutschen Unternehmen:
die Deutsche Telekom. Seiner An-
sicht nach geht die Vermögens-
schere in Deutschland inzwischen
zu weit auseinander.

Herr Höttges, was ist für Sie ei-
ne gerechte Gesellschaft?
Eine gerechte Gesellschaft
schafft gleiche Chancen – unab-
hängig von der Herkunft. Sie be-
lohnt überdurchschnittliche Leis-
tungen und sie unterstützt die,
die unverschuldet in Not geraten.
Ungerecht finde ich, wenn Men-
schen von ihrer Arbeit nicht le-
ben können.

Wie viel Ungleichheit in der Ge-
sellschaft ist für Sie noch ge-
recht?
Ungleichheit ist nicht gleich Unge-
rechtigkeit. Auch eine Gesell-
schaft, die alle in gleicher Armut
hält, ist ungerecht. Das Credo der
Sozialen Marktwirtschaft lautet:
Wohlstand für alle. Dort, wo das
Leistungsprinzip außer Kraft ist,
kann kein Wohlstand entstehen.

Wir müssen deshalb ein gewisses
Maß an Ungleichheit zulassen. Wir
sind ja auch als Individuen nicht
gleich. Wir verfügen über unter-
schiedliche Ansprüche, aber auch
unterschiedliche Leistungsfähig-
keit und -bereitschaft. Ein weiterer
Aspekt ist, dass Wohlstand Wachs-
tum erfordert, also Konsum. Wenn
einige Wenige riesige Vermögen
anhäufen, die nicht mehr in die
Realwirtschaft fließen, führt diese
Ungleichheit zu Ungerechtigkeit.
Mein Eindruck ist, dass die Schere
bereits zu weit auseinandergegan-
gen ist.

Was muss sich ändern, um die
von Ihnen in Deutschland skiz-
zierte Gesellschaft zu verwirkli-
chen?

Wenn Gerechtigkeit vor allem
Chancengleichheit bedeutet,
müssen wir die Bereiche stär-
ken, die Chancen schaffen. Bil-
dung bleibt dabei der wesentli-
che Faktor, denn sie ist Voraus-
setzung für sozialen Aufstieg
durch Leistung. Auch Unterneh-
men können etwas beitragen,
etwa indem sie Menschen ein-
stellen, die woanders keine
Chance bekommen. Das bedeu-
tet, nicht nur auf Hochglanz-Le-
bensläufe zu setzen, sondern
auch auf Individualismus, auf
Menschen aus unterschiedlichs-
ten Gesellschaftsschichten und
auf Biografien abseits des Main-
streams.

Interview: Daniel Baumann

Timotheus
Höttges,
Vorstandschef
der Deutschen
Telekom.
DPA

DIE TRENDUMFRAGE
Der Rhein-Main-Kompass ist eine
repräsentative Trendumfrage zu aktu-
ellen Themen unter Managern und
Firmeninhabern in der Region.
Im Auftrag von Frankfurter Rundschau,
Rheinmain-TV und der Landesbank
Hessen-Thüringen (Helaba)
ermittelt das Marktforschungsinstitut
eOpinio aus Gießen per Telefonum-
frage, wie in den Chefetagen gedacht
wird.

Für den aktuellen Kompass wurden
im September 405 Führungskräfte aus
der Region befragt. Rheinmain-TV
berichtet am heutigen Dienstagabend
um 21 Uhr ausführlich über die Ergeb-
nisse der Trendumfrage. ust

Wenn Zeugnisse allein darüber entscheiden, ob jemand einen Job erhält, sieht es für zu viele Jugendliche schlecht aus. HENDRIK SCHMIDT/DPA

Vorzeigeprojekt: In Frankfurt erhalten Schwerhörige eine Chance als Azubis in der Gastronomie. EPD

Verantwortung der Konzerne Deutsche Firmen
schweigen, wenn die FR sie fragt, was sie für
Gerechtigkeit in der Gesellschaft tun. Kleinere
Betriebe fühlen sich zudem gegenüber den Großen
benachteiligt, zum Beispiel bei den Energiekosten.
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Lieber nicht
drüber reden
Große FR-Umfrage: Kaum ein Konzern
will sich zu Gerechtigkeit äußern

Von Daniel Baumann

Die deutsche Wirtschaft
macht sich dafür stark, die

Aufstiegschancen in Deutschland
zu verbessern. Für ihn sei eine
gerechte Gesellschaft dort reali-
siert, „wo Kinder aus einkom-
mensschwachen, bildungsarmen
Familien echte Aufstiegschancen
erhalten“, so der Chef der Deut-
sche Wohnen
AG, Michael
Zahn, zur Frank-
furter Rund-
schau. Deshalb
müsse begabten
Kindern und Ju-
gendlichen der
Aufstieg durch
Bildung und der
Berufseintritt er-
leichtert werden,
„auch wenn sie
keine Familie ha-
ben, die sie för-
dert“.

In Deutsch-
land hängen die
Aufstiegschancen immer noch
sehr eng mit der sozialen Her-
kunft zusammen. Laut einer Stu-
die des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung hängen 40
Prozent des künftigen Einkom-
mens und 50 Prozent des Bil-
dungserfolges von der sozialen
Herkunft ab. Damit sind die Auf-
stiegschancen hierzulande ähn-
lich schlecht wie in den USA.

80 Konzerne befragt

„Eine gerechte Gesellschaft
schafft gleiche Chancen – unab-
hängig von der Herkunft“, so der
Chef der Deutschen Telekom, Ti-
motheus Höttges, zur Frankfurter
Rundschau. Bildung sei dabei der
wesentliche Faktor für sozialen
Aufstieg durch Leistung. Er for-
derte die Unternehmen auf, auch
Menschen einzustellen, „die wo-
anders keine Chance bekom-
men“. Das bedeute, „nicht nur
auf Hochglanz-Lebensläufe zu
setzen“.

Auch Arbeitgeberpräsident In-
go Kramer und der Vorsitzende
des Deutschen Gewerkschafts-
bundes, Reiner Hoffmann, hatten
sich in der FR für eine Verbesse-
rung des deutschen Bildungssys-
tems ausgesprochen und Unter-
nehmen aufgefordert, Jugendli-
chen mit schlechten Schulnoten
eine Chance zu geben.

Die Frankfurter Rundschau
hatte Anfang Juli die Chefs der

achtzig größten börsennotierten
Unternehmen in Deutschland an-
geschrieben. Die FR wollte von
ihnen wissen, für wie gerecht sie
Deutschland halten und in wel-
chen Bereichen, etwa Arbeits-
markt, Aufstiegschancen, Steu-
ern oder Einkommens- und Ver-
mögensverteilung sie die größten
Defizite sehen. Zudem sollten die
Unternehmen beschreiben, wie

für sie eine ge-
rechte Gesell-
schaft aussieht
und was dafür in
Deutschland
noch getan wer-
den muss.

Obwohl es in
den vergangenen
Jahren in Mode
gekommen ist,
dass die Unter-
nehmen ihre so-
ziale Verantwor-
tung herausstrei-
chen und dazu
zum Beispiel so-
gar regelmäßig

eigene Berichte herausgeben, be-
teiligten sich anders als bei frü-
heren Umfragen der FR kaum
Unternehmen an der Befragung.
Nur zwei Firmenchefs, von Tele-
kom und Deutsche Wohnen, lie-
ßen sich zum Thema Gerechtig-
keit zitieren. Auch die Möglich-
keit, anonym Fragen zu beant-
worten, nutzten nur eine Hand-
voll Chefs, so dass eine statisti-
sche Auswertung nicht infrage
kam.

Es drängt sich der Eindruck
auf, dass den Firmen das Thema
unangenehm ist. Schließlich sa-
hen sich viele Unternehmen in
den vergangenen Jahren Kritik
ausgesetzt für Entscheidungen,
die das Gerechtigkeitsempfinden
vieler Menschen verletzen. Sie
haben trotz Milliardengewinnen
Stellen gestrichen, Produktion
ins Ausland verlagert oder statt
Stammkräften günstigere Leihar-
beiter eingesetzt. Nicht zuletzt
stoßen die Millionengehälter der
Vorstandsvorsitzenden auf Ab-
lehnung.

In Deutschland sind die Bezü-
ge der Top-Manager in den ver-
gangenen 15 Jahren kräftig ge-
stiegen, während die Reallöhne
der Beschäftigten mit Tarifver-
trag zwischen 2000 und 2013
nur um 8,2 Prozent zulegten –
und insgesamt sogar sanken. Da-
bei legte die Wirtschaftsleistung
im gleichen Zeitraum um 31 Pro-
zent zu.

WAS IST GERECHT?
Das ist unser Thema.

Mitreden unter
fr-online.de/gerecht 

DERRadwegebau
nimmt im Etat

des Verkehrsministers nur
0,4 % ein. Mit der Ab-
wrackprämie 2009 hätte
man den Radverkehr 45
Jahre fördern können.


